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WIENER GEMEINDERAT
Sitzungvom13 .September1929-¬

BürgermeisterSeitzeröffnetdieSitzungum17 ' 15Uhr.
Erteilt zunächstmit ,dasszweiDringlichkeitsanträgevorlie¬

genundzwar DringlichkeitsantragderGR. KunschakundZimmerlbetreffend
die ErmässigungbeziehungsweiseAufhebungvonGemeindeabgaben .Indem
Lringlichkeitsantragewirddaraufverwiesen,dassSt. . Breitnerschonanläss¬über die
lich desBeschlusses .imAugust1922imHöchststadiumderGeldentwertung
beschlossenenGemeinde-undLandesabgabensichdessenbewusstwar ,dassdiese
AbganenunralsNotmassnahmengerechtfertigtseien ,undbeigeändertenWährungs-¬
verhältnissenwiederabgebautwerdenmüssen,under hatesauchin derSitzung
desWienerLandtagesvom29 .August1922ausdrücklichfestgestellt.Seither
sind7 JahrestabilisiertenGeldwertesvorübergegangen ,ohnedassauchnur
einedieserAbgabenaufhegobenoderwesentlichgemildertwordenwäre .Die
christlichsozialeParteihatSt. . BreitnerwiederhaltaufseinVersprechenauf¬
merksamgemachtundinsbesondereinderDebatteüberdenVoranschlagfürdasJahr 1927die HerabsetzungbeziehungwweiseAufhebungeiner ReihedieserAb¬
gabenbeantragt.ObwohlderGemeinderatdamalsbeschlossenhat ,dieseAnträge
dergeschäffordnungsmässigenBehandlungzuzuwwisenwurdeindenJahren1927
1928 leider nur ein teilweiser und ganz unzulänglicher Erfolg erzielt .So
erfreuliches ist ,dasssichnunSt. . BreitnerendlichzuderNitwendigkeit
derHerabsetzungbestimmterGemeinde-undLandesabgabenbekannthat ,sounzu¬
länglichsinddieAnträge ,dieer diesbezüglichzuunterbreitenbeabsichtigt .
DiechristlichsozialeMinderheitfühltsichverpflichtetgegenüberdiesenAn¬
kündigungenihre Dn Anträge neuerlich in Erinmerungzu
biingenundzuverlangen ,dassüberdieseAnträgeBerichterstattet werde .Es
ist absolutunzulässig ,dassderamtsführendeStadtratvomGemeinderatein¬
stimmigder geschäftsordnungsmässigenBehandlungezugewieseneAnträgeigno¬
riert .Die finanzielle Lage der Gemeinde gestattet ohne Schwierigkeit eine

grundlegendeAenderungdes städtischenAbgabewesens,die allgemeinewirtschaft¬
licheLageheischtgebieterisch ,dassdiegründlicheAenderungraschestens
vorgenommenwerde .Es wird daher beantragt ,der amtsführende Stadtrat der Ver¬

waltungsgruppeII sei zu beauftragen ,mit aller Beschleunigungüber dievon
derchristlichsozialenParteianlässlichderDebatteüberdenVoranschlagfür
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WienerGemeinderatvom13 .September1929II . Blatt
dasJahr1927gestelltenunddergeschäftsordnungsmässigenBehandlungzuge-¬
wiesenenAnträgedemGemeinderatbezw.LandtagBerichtundAntragvorzulegen.

EinzweiterDringlichkeitsantragdesGR.Daffingerbeschäftigtsichmit
denUnglücksfällenaufdenstädtischenStrassenbahnen .Eswirddaraufverwiesen,
dasssichimVerlaufdesheurigenSommersdieZahlderZusammenstösseundUn¬
fälleaufdenStrassenbahnenneuerlichinbedenklicherWeisegemehrthat ,Durch
dieHäufungsolcherUnfällewirddieOeffentlichkeitineinegrosseBeunruhu¬
gungversetzt,zumaldieUrsachenderselbennachZeitungsberichtennichtin
ZufälligkeitensondernzumeistimVersagenderBremsvorrichtungen,zumTeil
auchinschadhaftenMaterialgelegenseilsollen. Eswirdbeantragt,deramts-¬
führendeStadtratderVerwaltungsgrippeUIIIseizubeauftragen,diewahren
UrsahhendieeerUnfälledurcheineeingehendeUntersuchungineinwandfreier
WeisefeststellenzulassenundhierüberdemGemeinderatbiszurnähsten
SizungzuberichtenundbiszudemselbenZeitpunktdemGemeinderateinen
Berichtvorzulegen,obundwelcheVorkehrungenzurVerhütungsolcherUnfälle
getroffn undwelcheMassnahmenerforderlichsind ,umdie SicherheitderFahr¬
gäste zugewährleisten .

DerAntragbetreffenddieInanspruchnahmevonBundeszuschüssenimSinne
desWohnbauförderungs-undMietengesetzesfürdieErrichtungvon10.000
WchnungeninderZeitdes31.Dezember1932wirdvonderTagesordnungabge-¬setzt .

OhneDebattewerdenangenommeneinKreditvon700. 000SchillingfürAnträgeGleiserneuerungenundStossvorkehrungen,/BetreffenddieErrichtungeinesVolks-¬
wohnhausbauesinderSiebenbrunnenfeld- undEinsiedlergassebetreffendden
NeubauvonHauptunratskanälenin derRöntgengasse,in derGoldschlagstrasse
DrechslergasseundHickelgasseundin derVorgartenstrasseundEngerthstrasse
sowieamHandelskai .Fernerein UebereinkommenzwischenderGemeindeWienund
denFirmenRudolfSchmidtundCo. undoesterreichischeSchmidtstahlwerke. G.
betreffendAustauschderTeilflächenderaufzulassendenSüssmayerundBetru¬
bangassegegenGründeanderäusserenGürtelstrasse.WeiterseinKredit
von36. 000SchillingfürbaulicheHerstellungeninderKaianlagederstädti-¬
schenLagerhäuser.

Vizebgm.EmmerlingberichtetüberdenAntrag ;dieGemeindeWienstimmt
einerErhöhungdesGesellshaftskapitalsderLand-undforstwirtschaftlichen
Betriebsgesellschaft. . h.voneinerMillionSchillingauffünfMillionen
Schillingzu undstellt hiefür einenBetragvon3,920 . 000SchillingzurVer-¬
fügung;diemitfrüherenGemeinderatsbeschlüssenauffüjfMillionenSchilling
erhöhteHaftungfür Betriebskrediteder Land -undforstwirtschäftlichenBe¬
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Gemeinderatssitzungvom13 .September1929 III .Blatt
triebsgesellschaft wirdauf die Höhedes Kreditbetragesvon1,500 . 000Schilling
eingeschränkt gleichzeitig wird auf die mit Gemeinderatsbeschluss vom10 .

Oktober1924festgesetztean die GemeindeWienzu leistendeVergütungfürdie
Haftungbezüglichdes in AnspruchgenommenenKreditesab 1 .Jänner1929verzich¬
tet . Eswirdferner der Land -undforstwirtschaftlichenBetriebsgesellschaft
ein Betrag vergütet ,der den in den früheren Jahren geleisteten Haftungs¬
gebührenentsiricht .Vizebgm .Emmerlingbemerkthiezu ,dass die Land -undforst -¬
wirtschaftliche Betriebsgesellschaft mit demursprünglichen Stammkapitalvon
300 . 000Schilling undauch mit demim Jahre 1928erhöhtenKapital voneiner
Million Schilling das Auslangen nicht habe finden können und dass die Ge¬

sellschaft daher gezwungenwar viel Leihkapital aufzunehmendessenVerzinsung
für die Gesellschaft auseerordentlich belastend war .Zu demmusste einer Auf- ¬
fassung der SteærbehördeRechnunggetragen undauchdas Leihkapital derBe¬
steuerungunterzogenwerden .EshabenmehrereSitzungendesAufsichtsrates
der Gesellschaft stattgefunden undschliesslich wurdein derGeneralversammlung
einstimmig der Beschluss gefasst eine entsprechende Kapitalserhöhungvorzuneh¬
men und es wurde der Gemeinde Wien nahegelegt auf die von ihr eingehobene

Haftungsgebühr von 3 Prozent zu verzichten .Diese Anträge hat der Finanzaus¬

achuaa gutgeheissen und darüber hinaus den Beschluss gafasst der Gesellschaft
nicht nur für die Zukunft die Haftungs gebühr zugåtunden sondern ihr auch die

bisher von der Gemeinde in Anspruch genommene Haftungsgebühr in einem Betrage

von 374 . 000Schilling zu geben .Und zwar für verschiedene Arbeiten ,die die

Gesellschaft für die Gemeinde leistet .Ausserdem wird sich die Gemeinde Wien

bemühen ,der Gesells chaft einen Betriebskredit im Ausmass von eineinhalb Millio¬
Schilling

nen/zu verschaffen und sie wird für diesen Betrag die Haftungübernehmen .
GR .Huber ( EL . ) erinnert daran ,dass er schon zu wiederholten Malen

es bemängelt habe ,dass dia Land -und forstwirtschaftliche Gesellschaft der
Gemeinde Wien drei Peozent Haftungsgebühr für die ihr erteilten Kredite zu

bezahlen hat .An dem Schicksal dieser Gesellschaft erkennt man am besten ,wie

ausserordentlichschwerdie Landwirtschaftheute belastet ist undwieunrecht
die Sozialdemokratenhaben ,die in ihren Zeitungenimmerdavonschreiben ,dass
die Landwirtschaftdie Konsumentenauswuchernwill .DieGesellschafthatobzwar
ein namhafter Betrag aus den Erträgnissen der Dollaranleihe abgeschrieben wur¬

de ,ein Defizit von273 . 000Schilling .DasLohn -undGehaltskontomderGesell¬
schaft hat sich ,obwwar ein Personalabbau durchgeführt wurde um1,400 . 000

gegenüber dem Jahre 1923
Schilling/erhöht ,die sozialen Lasten von 82 . 000auf 248 . 300und die Zinsen
und Haftungsgebührø in demselben Zeitraume von 78 . 500auf 116 . 000Schilling
( LebhafteHört - Hörtrufebei der . . )Die Fürsorgeabgabeist von17. 600
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Gemeinderatssitzungvom13 .IX. 1929 IV . Blatt

auf81. 900gestiegen(Hört!Hörtbeider . . ) dieGrundsteuerunddieZu¬
schlägevon123 . 000auf 430 . 000( Hört ' Hört ! )Jetzt auf einmalnachzehnJahren
habendie Sozialdemokratenihr Hersfür dieseGesellschaftentdeckt .DerRed¬
ner bespricht sodannausführlichüber die GemüseundObst . . IndieserGe¬
gellschaft habe er vor eineinhalb JahrendenAntraggestellt den Konkurszu
erklären da das Aktienkapital der Gesellschaft 100 . 000Schilling beträgt ,die
Gesellschaft aber 300 . 000Schilling an die Zentralsparkasseschuldig ist ( Hört !
Hört bei der . . )Der Antrag wurde nicht angenommen .Man hat denZentraldirek¬

tor Willner von der Land -und forstwirtschaftlichen Betriebsgesellschaft

nun mit der Führungder Obst und Gemüse . G.betraut ,es ist aberdiesem
Mannnicht gelungendieseGesallschaftzumLebenzu bringen .Manhat davonge¬
sprichen ,dass die Obst und GemüseA .G .die Lieferungen für die Anstalten der
Gemeinde Wien übernehmen soll ,aber diese Anstalten haben von der Gesells chaft

nichts wissen wollencHört !Hört !bei der . . )Im Jänner . J .wurde in einer

Verwaltungsratssitzung die Bilanz vorgelegt und mitgeteilt ,dass die Obst
und Ggmüse . G .im vergangenen Jahre einen Reingewinn von 2400 Schilling ge¬
habt habe .In Wirklic hkeit war ein Defizit von 2000 Schilling vorhanden . )Hört

Hört bei der . . )Der Prokurist dieser Gesellschaft hat nichts andres zu tun

gehabt als den Wahenainkauf und Verkauf zu leiten .Der Buchhalter hatte von

der Buchhaltung keine Ahnung ,er ist ein gewesener Musikant ( Hört !Hört bei der
. . )Die Obst und Gemüse . G .hatteeinen Kassastand con 2499 Schilling ein Gut - ¬

haben an die Postaparkasse von 160 Schilling an Dubiosen Debitoren77854
Schilling an Mobilien den viel zu hoch eingesezzten Betrag von 58546Schil¬

ling und noch eine Post von 15 . 000Schilling für alte Säcke und Körbe als

Aktivumeingestellt .Dagegenan Passiven ein Aktienkapital von 100 . 000Schil - ¬

ling ,SchuldenandieZentralsparkassevonL47. 000Schilling ,153. 000Schil .
ling und 29 .000 Schilling ,Schulden an die Lieferanten von 239 . 000Schilling
( LebhafteHört !Hörtrufe bei der E . . ) anTransitoren 5000Schilling sodasssich
ein Verlust von ca 867 . 000Schilling ergibt .Nun heiest es ,dass die Land -und

forstwirtschaftliche Betriebeggsellschaft als Treuhänderin die Obstund
GemüseGesellschaft übernehmensoll ,So erklärte sich auch warumdie drei Pro¬
zent Haftungs - gebührenfür fünf Jahre der Land -und forstwirtschaftlichen Be¬

triebsgesellschaft zurückgezahlt werden sollen ,damit sollen nämlich die
( Hört - Hörtrufe bei der . . )

Lieferanten der Obst -und GemüseGesellschaft bezahlt werden . /Dasist ein
Skandal ,der in öffe blizher Gemeindera ssizung aufgezeigt werden muss( Lebhaf¬

ter Beifall bei der E,L . ) DieseDingemüssenuntersuchtwerden .Es mussauch
untersuchtwerden ,woheres kommt,dass ,wenntatsächlicheinDefizitvon
über 100 . 000Schilling bei einer Gescalschaftvorliegt ,demVerwaltungsrat
mitgeteilt wird ,dass die Gesellscheft ein Ektivum von 2loo Schilling habe ,
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Gemeinderatssitzungvom13 .September1929. V .Blatt
Manunterstålle endlich ,das KontrollamtdemGemeinderat ,damit demGemein¬
derat die Wahrheitgesagt werdenkann ,( Lebhafter Beifall bei der . . )

GR. Angermayer( E .L .) bemerktgerade die Land -undforstwirtschaft¬
liche Betriebsgesellschaftsei ein Beweisdafür ,welcherIrrsinn dieSo¬
zialisierungsideensind ,bondenensich die Mehrheitleitenlasse . Liese
Gesellschaft weist nach einemlojährigen Bestande ein Defizit von273 . 000

Schilling auf .In dieser Gesellsxhaft haben die SozialdemokrateneineSchul¬
denwirtschaftbetrieben ,weies ärgernichtmehrmöglichist .DieZinsen¬
last des Unternehmensohre Amortisationdes Kapitalsbeträgt alleinüber
416 . 000Schilling . DasUnternehmenhat ein Eigenkapital von einer Million
Schilling und fünfmal so viel Bankschulden ,Jetzt endlich nach 1oJahren

kommtmanzu der Einsicht ,dasses so nicht weitergeht .Manhat essich
lange Zeit nicht erklären können ,warum die Gemeinde die drei Prozent Haf¬

tungsgebühr an die Gesellschaft zurückzalt .Heute hat man e rfahren ,dass das

dashalb geschehen ist ,weil die Land -und forstwirtschaftliche Betriebsge¬
sellschaft zu demeigenen kranken Unternehmennoch ein krankeres dazu¬
genommenhat . Wirfürchten sehr ,dass die Sanierung die man heute mitetwa
rund 4 Millionen Schilling versucht ,vergeben sein wird ,wenn der Landund
forstwirtschaftlichen Petriebsgesellschaft die total verkrachte Obst - and

Gemüse . G.angeschlossen wird ( Lebhafter Beifall und Händeklatschenbeider
. . )

GR .Pfeiffer ( . . )bemerkt ,aus den Kassenbestönden der GemeindeWien

sollen 4 Millionen Schilling entnommen werdn,um ein fast konkursreifes
Unternehmen zu stützen .Wenn für solche Zwecke so namhafte Beträge verwendet

werden können ,so beweist das ,dass die Gemeinde Wien wirklich grosse Ueber¬
und hart

schüsse hat . Wennmanaber weiss ,wie schwer/die Menschenin dieserStadt
arbeiten und wirtschaften müssen ,mussmangegen die Art ,wieSteuergelder
verschwendet werden ,flammenden Protest erheben .Die Fehlergebnisse bei der

Land -und forstwirtschaftlichen Betriebsgesellschaft erkäären sich zum
Grossteil daraus ,dass der Betrieb zu sehr bürokratisch geführt wurde .Die
Gemeindehat kein Recht ,sich mit einemsolchenBetrieb zu befassen .Manmuss
nur staunen ,we die Wiener Bevölkerung ruhig zusieht ,wie Steuergelder ver¬

schon
wendetwerden .Aberin der Provinz und auch schon in Wientobt/ein Sturm
gegen Sie ,der Sie hoffentlich in absehbarer Zeit hinwegfegen wird .( Bra¬

varufe bei der . . )
In seinem Schlusswort entgegnet zunächst Vizebgm .Emmerlingden

Ausführungender einzelnen Redner .Ueber die Wiener Obst -und Gemüse. G.

sagter ,dassdieseGesellschaftausderseinerzeitigenamtlichenVerteilungs¬
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Gemeinderatssitzungvom13 .September1929 . VI .Blatt
stelle hervorgegangen ist .Eine sofortige Auflassung war nach Kriegsende un¬

möglich ,weil bekanntlichnochJahre hindurchdie Beschickungdes WienerMarktes
eine unregelmässige und unzureichende gewesen ist .Unter Beteiligung der Bran¬

che ,unter Zuziehung von fachkundigen Firmen ,die sich seinerzeit auch ander
Zeichnung des Aktienkapitals beteiligten ,ist die Wiener Obst -und GemüseA .
G .gegründet worden .Sie sollte nach Möglichkeit und ohne Gewinnabsichtdie
Zufuhren auf dem Wiener Markte steigern ,zu hohe Preise verhindern und sie hat

diese Aufgabe auch Jahre hindurch erfüllt . Allerdings litt sie in der Inflation

das Schicksal fast aller Handels Unternehmungen ,die ja nicht über wertbeständi - ¬

ge Häuser ,Anlagen ,Maschinen verfügen ,das heisst ,ihr gesamtes Kapital ist durch

die Geldentwertung einfach verrichtetworden .Die Kapitalsvermehrungen sind nu
in einem bescheidenen Ausmasse erfolgt .Die Gründung erfolgte am 27 .Juni 1923
mit einem Kapital von bloss 17 . 200Schilling . Dannfolgte eine Erhöhung auf

5e . 000Schilling ,eine zweite auf 70 . 000Schilling und eine dritte auf 100 . 000
Schilling .Auchdas derzeitige Aktienkapital von bloss 100 . 000Schilling ist
natürlich für ein Geschäft dieses Umfangesund der gerade mit demObstund
Gemüse Import verbundenen grossen Risken viel zu gering .Dadurch musste die

Obst -und Gemüse . . mitKredit arbeiten .Vor allem aber - unddas ist dasent¬

scheidende - warendie letzten drei Jahre durch plötzlich hereintretendeFrost¬
periodengekennzeichnet.ImFrühjahr1927und1928sindganzunvermutetdie
heftigsten Kälterückschläge mitten in den schönsten Frühlingstagenerfolgt und

haben bei allen Zufuhren der leichtverderblichen Waren ,wie es eben Obstund

Gemüsesind ,furchtbare Schäden angerichtet .Eine ganze lange Reihe vonPrivatfir¬

men ,darunter solche ,die seit Jahrzehntenin Ehrentätig waren ,sind inZah¬
lungsschtterigkeiten geraten ;manchedaven musstensogar den Konkursansagen .
Auchdie Obst ,und Gemüse . G .ist von Verlusten nicht verschontgeblieben .
Es wurdendie ernstesten Sparmassnahmenergriffen .Auchin der Direktionhat
sich ein Personalwechsel vollzegen .Die Obst -und Gemüsz . G .erhielt einen
neuenleitendenMann ,dendamaligenGeneralsekretärdesDeutschösterreichischen
WirtschaftsverbandesKrisch ,der als einer der tatkräftigsten ,tüchtigstenund
verläsälichsten Männerdes ganzenApprovisionierungsgewerbesinOesterreich
mitRechtgegoltenhat .DasUngkückhates gefügt ,dassKrischnachwenigenMo¬
natenin der Vollkraftseiner Arbeitsfähigkeitplötzlich vomTodereiltwor¬
denist . Daswarfür dieObst -undGemüse. G.eineempfindlicheStörungder
Aufbauarbeit.Schliesslichist esgelungen,in derPersondesZentraldirektors
derLand -undforstwirtschaftlichenBetriebsgesellschaftDr .MartinWillner
einenneuenFührerzugewinnen.Erhat die Gesellschaftnachdieserunfrei¬
willigenUnterbrechungmitpeinlichsterSorgfaltundunter Anwandungder
denkbar grössten Sparsamkeit auf eine neue Grundlage gestellt . DievomVer¬
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Gemeinderatssitzungvom13 .September1929VII .Blatt
waltungsrateinstimmiggenehmigteBilanzdesJahres1928zeigteinvollkommen
erfreulichesBild.DieObst-undGemüse. G.warinderLage,dieganzenAb-¬
fertigungenzubestreiten,erheblicheNachzahlungenfürUeberstundenausfrühe-¬
renJahren,dieHetzterstangemeldetwurden,nachzuzanlen,fürdieZinsendes
ausgellehenenKapitalsaufzukommenundsogarnocheinenGewinnvon2000
Schillingauszuzahlen.DannkamderSchreckenswinter1929,eineKälteperiode,
diesieseit170Jahrennichtdagewesenist .Siehatüberallverheerendgewirkt,
woEinlagrungenvonObst,GemügeundKartoffelnerfolgtsind .Dassdabeiauch
dieObst-undGemüse. G.sehrargbetroffenwordenist ,kannniemandals
Schuldbeigemessenwerden.DassdabeikeinVersäumnisunterlaufenist ,beweist
derBerichtdesMarkamtes:„DasgefertigteMarktamtGrossmarkthalle,Abteilung
fürViktualien,bestätigtunterBerufungaufdenDiensteid,dassdieMassnahmen
derWienerObst- undGemüse. . ,umihrbedeutendesWarenlagerinderVik¬
tualienhalleWien-LandstrasseundderenMagazinegegenKältezuschützen,
allesumfassten,wasüberhauptmöglichwar .DieObst -undGemüse. G.hatnicht
nurdasdenkbarmöglichstegetan,umeinEindringenderKältedurchdieVer¬
bindungenmitdenFreienzuverhindrn ,siehatauchdurchHolzundStroh
dieWarennachdenWändenundvomBodenhergeschützt,überdiesdieWareganz
ausserordentlichdurchDeckengesichert.WeitershatsiemitHilfedesMarkt¬
amtesundunterZustimmungderMagistratsabteilung42durchHeizenderMagazi¬
ne,wobeistetsFeuerwacheaufKostenderWienerObst -undGemüse. G.beige-¬
zogenwerdenmusste,versucht,dieTemeraturindenRäumenzuheben.Dasstrotz
allerdieserVorkehrungennichtnurdieWarenderWienerObst -undGemüse¬
. . ,sondernauchalleranderenParteienderMarkthalleentwedergänzlich

verhichtetoderdochsoschwergeschädigtwurden,dasssie umeinenlächerlichen
Mindestpreisverkauftwerdenmussten,ist demelementarenTiefstandderTem¬
peraturzuzuschreibenundnotorisch." AusdiesemNaturereigniskannmanaber
dochnichtableiten ,dasseineansichnützlicheEinrichtungeinfachver¬
schwindensoll . EswirdderVersuchunternommenwerden ,mitdendenkbargerings¬
ten Spesenund in innigster Anlehnungan die Land -undforstwirtschaftliche
BetriebsgesellschaftdasGeschäftfortzuführenundauchweiterhinalsPreis¬
regulator zu funktionierenundallmählichdie Verlustehereinzubringen .Bei
derObst -undGemüse. G.ist nichtsgestohlenworden.BeiderObst -undGe-¬
müseA,G .hat mannicht leichtfertig spekuliert .Bie Obst -und Gemüse. G.
hateinfachdurchdieKältekatastrophesogelitten ,wiealle übrigenUnterneh¬
mungendieser Branche .Dasist die ganzeWahrheit .( Beifall bei derMehrheit) .

GR .Schafranek( soz . dem. )beantragteineSubventionvon500Schilling
für die Wirtschaftshilfe der Arbeiterstudenten Oesterreichs .
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GR.Stöger( . .)erklärt,dassgegendiesenAntragimallgemeinen

nichtseinzuwendensei .Manmusssichnurfragen,obdieanderenArbeiterstu¬
denten,dienichtsozialdemokratischeingestelltsind ,aucheineSubvention
erhalten ,wennsie darumansuchen.

InseinemSchlusswortentgegnetderBerichterstatter,dassdieWirt¬
schaftshilfederArbeiterstudentenOesterreichseineunpolitischeOrganisationist .

DerAntragwirdangenommen.
ST. R.RichterersuchtumBewilligungeinesKreditesvon107. 000Schil.

lingzurDeckungderbaulichenUmgestaltungundEinrichtungdesstädtischen
HausesinderGalilaigasse8,wodieVerwaltungsakademiederGemeindeWienun¬tergebracht werdensoll .

GR.Erban( . . )erklärt ,dassin demHausin derGalilaigasseauch
inSaalmiteinerGalerieeingerichtetwerdensoll. Eswärevollständiguntun¬

lich ,diesenSaalspäterfürVersammlungszweckeoderfürparteipolitisheZwek¬
kezuverwenden.DieMinderheitwerdesehrdaraufachten,dassdieserSaalnur
fürdieihmzukommendenZweckebenütztwerde(BeifallbeiderMinderheit).

InseinemSchlusswortentgegnetDerReferent,dassfürdieUnterbrin¬
gungderVerwaltungsakademieebenauchsolcheHörsälenotwendigsind .Eskann
derVerwaltungnichtderVorwurfgemachtwerden,dasssieAmtsgebäudefürpartei¬
politische Zweckeverwende .( Beifallbei derMehrheit) .

DerAntragwirdangenommen .
ST. R,RichterberichtetüberdieUebergabedesZiegelwerkesOberlaa

indietreuhändigeVerwaltungderGeäbe.DafüristeinKreditvon1133MillionenSchillingzubewilligen .

GR,Dirisamer) E. . )erklärt ,dassdieZustände,dieimZiegelwerkOber-¬
laageherrschthaben ,fastmitAnarchiezubezeichnensind .DieVerwaltunghabe
dieBetriebegänzlichverpolitisiert,worausauchdieFehlschlägezuerklären
sind . WiebeiderObst -undGemüse. G.somussauchhierderSteuerzahlerdie
Kostentragen .

DerReferenterwidert ,dassdasZiegelwerkOberlaaals ganzaltesWerk
ibernommenwurde»DieGemeindeverwaltunghatesaufdasmodernsteausgestattet
inddamitregulierendaufdenZiegelpreiseingewirkt.

Der Antragwirdangenommen.

ST. .RichterberichtetüberdieUebergabedesGraniWerkesMauthausen
ndietreuhändigeVerwaltungderGesiba.pafürist einKreditvonrund
70 . 000Schillingnotwendig .

GR. Zimmerl( . . )erklärt ,dassmanausdiesenFällenerkenne ,wiemit
enBetriebenumgegangenwordenist . DieDefizitesindnurderunkaufmännischen
ihrungzu verdanken .DieGesibaist die RettungsgesellschaftderGemeindever¬190
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waltung für verkrachte Betriebe .Sie mussten die Betriebe der Gesiba über¬

geben ,damit der Herr Generaldirektor Neuba cher ein paar hundert Leute aufs

Pflaster werfenkann .DieganzenVorgängesind einSaustall , weshalb
wir auch gegen den Antragstimmen .

In seinem Schlusswort erklärt der Referent ,dass die Uebergabe des

Werkesan die Gesibadurchausvertretbar ist .
Der Antrag wirdangenommen.

GR. Bermannbeantragt die Abänderungdes Baulinienplaneslängsder
Zahnradbahnstrasse,die aufWunscheinigerHausbesitzerdurchgeführtwerd. .

GR .Stöger ( . . )benützt die Gelegenheit ,um zu bemängeln ,dass die
gemeindeverwaltung für den Kahlenberg nichts macht .Seit 1923 ist auch die

Bahn auf den Kahlenberg an den Bund heimgefallen und jetzt sind die Bewoh¬
ner des Kahlenberges ohne Wasser ,weil das Beförderungsmittel fehlt .Dieser
ideale Hausberg Wiens müsste doch endlich den breiten Massen von der Ge¬

meinde erschlossen werden .Nur eine von allen guten Geistern verlassene

Gemeindeverwaltungkönneeine derart ablehnendeHaltungin dieser Frageein¬

nehmen .( Beifall bei derMinderheit ) .
Der Antrag wird angenommen .

GR. Michalberichtet über den Bau einer Telefonanlage für die städti¬

sche Strassenbahn .Die Kosten betragen 350 . 000Schilling .

GR . Schelz ( . . ) erklärt ,dass die Bedekcung dieser Summe aus dem

Betriebskredit unverständlich sei .Die Gemeinde hat zuerst alle Investitionen

aus Betriebsmitteln bezahlt ,später den Unternehmungen Steuergelder geliehen ,

die zu einem Prozent über die Bankrate verzinst werden mussten und erst im
Verjahr wurde das genacht ,was die Christlichsozialen die ganzen Jahre hin¬

dürch verlangt haben ,nämlich die Aufhahme einer Anleihe .Jetzt werden solche

Aufgabenauf Betriebskredite verwiesen ,was sehr aufklärungsbedüfftig sei ,
DerReferententgegnet ,dassschonimWirtschaftsplanfür dasJahr

1929für diese Anlageein Betragvon50 . 000Schilling vorgesehenist .Der
restliche Betrag von 300 . 000Schilling wird im Jahre 1930 zu bedekensein .
Der Antrag wirdangenommen.

St . . Speiserreferiert über die Abänderungder Arbeitsverträge mitden
städtischen Gasarbeitern ,die bereits am30 .Juni wirksamgewondensind .

ST . . Rummelhardt ( . . )erklärt ,dass dieser Vertrag ebenso wie alle

anderen Verträge ,die von der Gemeindeabgeschlossen werden ,den Fehlerhat ,
nur mit einer gewerkschaft gemachtwordenzu sein .Im Gaswerkgibt esaber
auch christliche Arbeiter ;ihre Vertretung wurde nicht gehört .DieMehrheit
sagt immer ,dass sie nur mit jener Gewerkschaft verhandle ,die die
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meisten Arbeiter eines Betriebes umfasse .Aber auch das trifft nicht immerzu .

Es wird jetzt mit dem Verband der städtischen Angestellten über die Forderun¬

ger der Lehrerschaft verhandelt werden . Beiden letzten Lehrerwahlen habenaber
für diesen Verband nur 288 Lehrer gestimmt ,für den roten Zentralberein 2236

dggegenhat die nationale Liste 3209Stimmenerhalten .Mit diesemVerband ,der
nur 288Stimmenerhalten hat ,wird nunverhandelt ,mit denübrigengrossenGrup¬
pen nicht . Wobleibt hier das Mehrheitsprinzip .Auchdie Neuanstellungenwerden
nur von den roten Gewerkschaften durchgeführt .Wenndies so weiter geht ,dann
werden die Petenten ,die heute noch sachte an die Tür des Personalreferenten

klppfen ,schliesslich mit den Fäusten hämmern ,weil sie sehen müssen ,dass es
für sie in dieser Stadt keine Arbeit und kein Brot gibt .( Beifall ) .

GR .Preyer ( . . )führt ebenfalls lebhaft Klage über die Aufnahmevon
städtischen Bediensteten durch die paritätischen Arbeitsnachweise ,die nurvon
Sozialdemokraten verwaltet werden .Die Sozialdemokraten haben selber den Faschis¬

mus grossgezogen ,weil sie seit zehn Jahren nur Terror übten .( Beifall .Redner

erklärt ,dass jeder Stellenwerber bei der Gemeinde den Nachweis erbringen müs¬

se ,dass er politisch und gewerkschaftlich sozialdemokratisch organisert sei
und aus der katholischen Kirche ausgetreten ist .Dort wo die Sozialdemokraten

die Machthaben ,hört sich jede politische undGesinnungsfreiheitauf .( Beifall ) .
ST . . Speiser erwidert ,dass auf Grund eines Gemeinderatsbeschlusses

nur mit jener Gewerkschaft verhandelt werden darf ,der die Mehrheit des betreffer

den städtischen Betriebes angehört .Im Verband der städtischen Angestellten
sind nun 70 Prozent der Lehrer organisiert .Wegenseiner politischen Gesinnung

wurdenochkein einziger städtischer Bediensteter gemassregeltundRednerrich¬
tet an die Minderheit die Aufforderung auch nur einen Namenzu nennen .Indieer
Beziehung unterscheidet sich die gegenwärtige Verwaltung sehr von derfrüheren
Mehrheitdes Gemeinderates .( LebhafterBeifall ) .Der Vertrag wirdgenehmigt .

St . . Speiserberichtet über die Abänderungdes zwischen derGemeinde
Wien städtische Elektrizitätswerke und dem österrichischen Metallarbeiter¬

verbandabgesehlossenenArbeitsvertrag für dieElektrititätswerksarbeiter .
GR .Dåffinger ( . . )schliesst sich der Kritik des GR. Rummelhardt an

dass die Gemeindenur mit den Gewerkschaften ,der die Mehrheit derbeidem
betreffenden Unternehmenangestellten angehört ,verhandelt .DieserVorgang
entzieht sich selbst imEnteresseder Mehrheitnicht .Würdedie Gemeindenicht
mit den Vertrauensmännernder Gewerkschaft ,sondernmit denVertrauensmännern
der Betriebe kerhandlen ,so würdees nicht vorkommen ,dass sich dieAngestell¬
ten selbst gegen abgeschlossenen Kollektivverträge wehren .In derOeffentlich¬

keit sprichtmanimmervonVerbesserungen,die durchdieKollektivvertrage
erzielt werden .In Wirklichkeit werdenaber mit jedemsolchen VertragBenefitien

201



XI .BlattGemeinderatssitzungvom13 .September1929
die seit Jahrzehnten bestanden haben ,beseitigt .Erst vor Monaten hat man

einen Kollektivvertrag mit den . Werksarbeitern abgeschlossen .Wir haben damals

nachzuweisen versucht ,was an diesem Kollektivvertrag schlecht ist ,sie haben

alles bestritten .Jetzt nach ein paar Monatenmussdieser Kollektivvertrag
verbessert werden ( Beifall bei der . . )

ST. . Spriser bemerkt ,Gr .Daffingerbefindesich in einemIrrtum .Vor
einigen Monatenist wohl eine Erhöhung der Stundenlöhne der . Werksarbeiter
beschlossen ,aber keinerlei Abänderung des Kollektivvertrags vorgenommen

worden ,der Kollektivvertnag mit den Arbeitern der Elektrizitätswerke hat
den Gemeindera zum letztenmal vor zwei Jhren bechäftig,Die heutige Vorlage
enthält nur Verbesserungen für die Arbeiter .( Lebhafter Beifall bei der Mehr¬

heit ) .
Die Abänderung des Kollektivvertrages wird genehmigt .

St . . Speiser referiert sodann über Abänderungen desArbeitsvertrages
für die Angestellten der städtischen Strassenbahnen .Er verweist darauf ,dass
sich murch den letzten Abschluss dø gewisse Härten bezüglich der Vergütung

der Umkehrzeiten ergeben haben .Die jetzt unterbreitete Vorlage enthält eine
Verbesserung dieser Vergütung ,ferner wird einem Wunsch des Personals entspre¬

chendbestimmt ,dassdie Gebührenfür Einzel -undDoppelleistungennichtein¬
mal im Monat ,sondern allwöchentlich ausbezahlt werden .

GR :Haider ( . . )bemerkt ,die Tatsache ,dass ein im Juni abgeschles¬
sener Vertra heute schon abgeöndert werden muss ,beweist ,wiestichhältig

die seinerzeit von der Minderheit vorgebrachte Kritik an demArbeitsvertrag

gewesenist .Namenülichhinsichtlich der Vergütungfür Umkehrzeitenundder
monatlichenBezahlungder Ueberstundenhabendie Christlichsozialendie
schärfste Kritik geübt . Esist gewissseine Verbesgerung ,wennnunmehrauch
eine Nachtdienstzulagefür das Wächterpersonaleingeführtwird .Waswürdeaber
eine sozialdemokratischeGewerkschaftdazusagen,wennes einPrivatunterneh .
mer wagenwürde ,einem Arbeiter für einennNachtdienst 70 Groschen zubezahlen .
GR. Haidererhebt sodannBeschwerdedarüber ,dass die BestimmungdesParagpaph
1 des im Juni beschlossenen Kollektivvertrags gefüissentlich übertreten werde ,
wonachden Fahrbediensteten eine Mittagspause von nicht weniger als eineinhal
Stunden gewährt werden muss ,und ersucht umeheste Aufklärung in dieser Fra¬

ge ( LebhafterBeifall bei der . . )
GR. Gschladt ( . . )erinnert ebenfalls daran ,dass die Minderheit den

seinerzeit beschlossenen Kollektivvertngg für die städtischen Strassenbah¬

ner auf das energischeste bekämpfthabe insbesondere hat sie seinerzeit da¬
rauf hingewiesen ,dass die Bestimmungenbetreffendder Umkehrzeitenunhaltba
ist ,unddasssie eineGefahrnichtnurfür die GesundheitdesPersonals
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sondernauchdüeSicherheitdes fahrendenPublikumsbedute .Wennmanschon
nicht an die Angestelltendenkt ,hätte manwenigstensauf dieFahrsicherheit
des Publikums Rücksicht nehmen müssen .Einen solchen Vertrag hat die Gewerk- ¬

schaft zustande gebracht ,der mandas Monopolauf Verhandlungenzuerkennt .

Dasist diegelbeGewerkschaftunterFührungdesHerrnWeigl ,derdiesenVer-¬
trag als denbestender Weltgepriesenhat ( GR.Weigl: ZeigenSie mireinenbes¬
seren Vertragfür Strassenbahner ) .SolangeBie so gewissenlosundunverantwort¬
lich vorgehenkönnenwir ihrer Personalpolitik kein Vertrauenentgegenbrin¬
gen .( Lebhafter Beifall bei der . . )

ST . R .Speiserverweist gegenüber den Ausführungen der Vorredner
darauf ,dass so ginstige Arbeitsmethoden und Arbeitsverhältnisse wiesie

der Kollektivwertrag für die Strassenbahner enthält bei keiner in Betracht

kommendenStrassenbahnunternehmungder Welt zu finden sind . WasdieBeschwer¬
de des “ . Haider wegen Nichteinhaltung der Kollektivvertrag lich vorgesehenen

Mittagspausebetrifft ,so werdeer dieser Angelegenheitpersönlichnachgehen.
( LebhafterBeifall bei der . . )

Die Abänderungendes Arbeitsvertrages werdengenehmigt .
ST. . Breitner berichtet überden ! 210 .

periedischen Bericht betreffend Zuschusskredite ,der dem Gemeinderat zur

Kenntnisnahme vorgelegt wird .Es handelt sich um Zuschus skredite ,die das
Jahr 1928 und 1929 betreffen .Eine ganze Reihe dieser Zuschusskredite zeigt

die verhängnissvellen Wirkungen des furchtbaren Winters indem sich eine
ganze Fülle von Bauschäden insbesondere aber sehr grosse Ueberschreitungen

bei derPost2 heizungergebenhaben.
GR. Zimmerl( . . )nimmtausführlich zu den AusführungendesStadtra¬

tes Breatner Stellung .Er stellt fest ,dass der Minderheit jede Möglichkeit

genommenist ,jeden einzelnen Fall zu überprüfen .Mankannden Berichtdes

FinanzreferentennichteinenBerichtnennen .DerRednerbesprichtsodanndie
Haus -undGrundkäufe .Er erklärt ,dass es mit diesenDingenso nichtweiter
gehen kann .Auf der Tagesordnung der letzten Gemeinderatssitzungstanden
drei Hauskäufe ,heute stehen 6 derartige Käufeauf der Tagesordnung .Wirwer .
den in jeder Sitzung gegen diese HauskäufeStellung nehmen .Sie wollenmit
diesen Käufen den sozialistischen Grundsatz verwirklichen ,das Privateigen¬

tum zu enteignen .Werist schuld der ;an der Entwertung des Haus -undGrund¬

besitzes undwer trägt dafür die Verantwirtung ?IhreWohnungszwangsbe¬
wirtschaftung . Heuteist schon die Hälgte des Grund -und Hausbesitzes imBe¬
sitz der GemeindeWien .Die Sozialisierung des Haus -und Grundbesitzesist
Ihr Ziel ,das Sie auf allen möglichen Wegen zu erreichen suchen .Diese Haus¬

undGrundkäufewerdenausSteuermittelnbestritten ,waseinVerbrechenan
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der WirtschaftinsbesondereWiensist . SiewollendemsozialistischenGrund¬
satz auf jeden Fall zum Durchbruch verhelfen .Wir aber werden die Mittel

undWegefinden ,umdie Sozialisierungdes Haus -undGrundbesitzeszuver¬
hindern .Im Voranschlag ist für diese Käufe ein willkürlicher Betrag einge¬

setzt .In acht Monatenhaben wir schon 62 Zuschusskredite .Zeigen Siemir

eineVerwaltung,bei der dasmöglichist .UntersolchenUmständenist derVor¬
anschlag ein Fetzen Papier .Hinsichtlich der Gewährungder Subventionener¬
klärt GR. Zimmerl,dass99Prozentaller SubventionendenCharaktereiner
Parteisubvention tragen .Wir haben immer und werden auch immer die Vorlage

eines Verzeichnissesüberalle Subventionsansuchen,die an die Gemeindege¬
stellt werden ,verlangen .Sie legen ein solches Verzeichnis aber nicht vor

weil Sie viele Körperschaften ,die umeine Subventionangesucht haben ,nur
aus dem Grunde abwiesen ,weil Ihnen die Personen ,die an der Spitze solcher

Körperschaftenstehen ,nichtgenehmsind .In derVertrauensmännerversammlung
hat St . R,Breitnererklärt ,dass Sie im nächstenJahr statt 76 Millionen90
Millionen Schilling für den städtischen Wohnhausbauausgeben wollen . Sieha¬

benauchbeiderWohnhäuserverwaltunginfolgeeinesgünstigenGebarungs¬
ergebnisses ,wie Sie sagen ,Rücklagen gemacht . Siehaben Millionen zurück¬

gelegt .Die Sozialdemokraten haben schon sehr viel über die Hausherenrente

gesprochen ,aber das,was Sie zurücklegen ,ist eben die Hausherrenrente ,Sie
äussern jetzt auf einmal sehr viel Sorge umdie Wirtschaft .Werist der

Hauptschuldige an der darnieder liegenden Wirtschaft .Das ist Stadtrat Breit¬

ner !( Beifall bei der Minderheit ) .Ich habe immer und immer wiedergewarnt ,

dochder Finanzreferent hat alle meineWarnungenin den " indgeschlagen .
Ich habe wiederholt aufmerksamgemacht ,dass es bei der Beurteilung der
Wirtschaftslage davon abhängt ,ob sich die Lebenshaltung des Einzelnen geho¬

ben hat . Siewerden das alles zu verantworten haben .Dieser Art der Zuschüsse
können wir nicht unsere Zustimmung geben . Wirsehnen mit der Mehrheit der Be¬

völkerung den Augenblick herbei ,wo Wien von dieser Verwaltung befreit wird .

In der letzten Zeitrmussteidie Minderheit die Beobachtung machen ,dass die .

Rathauskorrespondenzevon Ihnen zensuriert wind . . d. Wennman schon zu

solchen Mitteln greift ,muss man schon aus dem letzten Loch pfeiffen .( Bei¬
fall bei der Minderheit ) .

St . . Breitner erwidert in seinem Schlusswort zunächst auf die Be¬
schwerde des GR .Zimmerl gegenüber der Rathauskorrespondenz .Er erklärt ,dass

von einer Beeinflussung seitens der Gemeindeverwaltungkeine Rede sein kann .
Seit . Jänner ds . J .erhalten alle Gemeinderatsmitglieder die Rathauskorres¬

pondenz .Ein Vergang ,der früher niemals geübt wurde .Bezüglich der Haus¬
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und Grundkäufe entgegnet St . . Breitner ,dass sowohl die Zahl der Objekte als

auch die dafür verausgabten Beträge keine überwältigenden sind ,DieGemeinde

hätte schon Gelegenheit gehabt,hunderte von Häuser zusammenkaufen zukönnen ,
sie hat es aber nicht getan ,weil sie die vorhandenen Gelder für die

neuen

Beschaffungwon/Wohnungenausgibt .DiemeistenObjekte ,diedieGemeindege¬
kaufthat ,warendemolierungsreif .DasGründegekauftwerden ,ist eineSelbst¬
verständlichkeit und die GemeindeWienunterscheidet sichdarin vonkeiner
anderen Stadtverwaltung .Die Budgetpost für die Haus -und Grundkäufe ist na¬

turgemäss schwankend ,weil sie ja von den Zufälligkeiten des Marktes ab¬

hängig ist .Hinsichtlich der Subventionen erklärt der Referent ,dass der Ge¬
meinderat von jeder einzelnen Post erfährt ,die dafür ausgegeben wird . Diese

Vorgangsweiseist mit dr Praxis ,die bei SubventionsvergebungenbeimBund
geübt wird ,nicht zu vergleichen .Wenn GR. Zimmerl gemeint hat ,dass ander

Wirtschaftin unsererStadtdie MehrheitdiesesHausesundich schuldsind ,
muss ich wohl darauf verweisen ,dass im Jahre 1914 der Weltkriegausgebrochen
ist ,an dessenFolgenwir ebenheute leiden müssen . DieWurzelnliegenin
der Wertzerstörung des Krieges ,liegen in der Zerreissung des alten Wirt - ¬

schaftsgebietes .( Beifall bei derMehleit ) .
Der Bericht wird zur Kenntnisgenommen.
GR. Schneider berichtet über den Neubau eines Regenwasserkanals in

der Rothenburgstrasse von der Hetzendorferstrasse bis zur Gasse " Ander

Froschlacken " . DieKosten betragen 32 . 000Schilling .

GR . Gschladt ( . . )erklärt ,dass es sich der Berichterstatter mit dem

Referat sehr leicht gemacht hat . Ueberdas Kapitel der Notwendigkeitder
Kanalisation von Hetzendorf und Altmannsdorf sind schon wiederholt ernste

Rekriminationen vorgebracht worden .Die Senkgrubenwirtschaft in Hetzendorf
und Altmannsdorf stinkt schon bis zumHimmel .Die dortigen Gebiete sind seit

1892 einverleibt und seit dieser Zeit steht der Liesinger Kanal aufder
Tagesordnung .Die Durchführung des Projektes scheitert aber immerwiederan
der Kurzsichtigkeit und Halsstarrigkeit der Wiener Gemeindeverwaltung .Mit

den in Betracht kommenden Gemeinden wurde schon ein Vertrag geschlossen

und die Gemeinde Wien hat sich mit einer Beitragsleistung von 20Prozent
einverstanden erklärt .Jetzt wollen Sie sich nur mehr auf zehn Prozent ver¬

stehen .Der Liesinger Kanal könnte schon längst fertiggestellt sein,wenn
Sie dem Projekt keine solchen Schwierigkeiten machen würden .

In seinem Schlusswort erklärt GR .Schneider ,dass beim Bau des Liesin¬
ger Kanals eine Reihe von Gemeinden nicht mittun wolle .Der Kanalbau würde
der Gemeinde ' 2Millionen Schilling kosten .Seit 1922 haben sich die in
Betracht kommenden Gemeinden nicht mehr an die Gemeindegewendet .

Nach einen tatsächlichen Berichtigung des GR . Müller ,dass die Ge¬
meinden sich schon wiederholt an die Gemeinde gewendet haben ,wird der An¬
trag angenommen .GR .Hellmann berichtet über die Errichtung einer provisorische
Auskunfts -und Verkaufshütte beim Arsenal .Nach der Anfrage des GR. Binder
wie es mit dieser Auskunfsthütte bestellt ist ,und nach der Beantwortung der
Frage durch den Referenten ,dass es sich um eine Auskunfsthütte für die Partei

handelt ,die ins Arsenalwollen ,wirdder Antragangenommen.
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Es werdennun die beiden Dringlichkeitsanträgeverhandelt .

Gemeinderat Kunschak begründet die Dringlichkeit deschristlichsozia¬

len AntragesaufErmässigungderGemeindeabgaben .Erführt aus :Diewirt¬
schaftlichen Verhältnisse der Stadt Wiensind unbestritten schlecht .
Wesentliche und unmittelbar wirkende Reformen an der städtischen Steuer¬

gesetzgebung sind eine unbedingte Notwendigkeit . DieSteuern sind ge¬

schaffen worden in einer Zeit bitteren Finanzlage der Gemeinde .In einer
Zeit ,wo manvon einem Tag auf den anderen nicht wusste ,wo mandie Mit¬

tel zur Führung des Haushaltes hernehmen soll .Das ist heute wesentlich

anders . DieGemeinde hat die vollen Kassen ,während die Wirtschaft ausge¬
blutet ist .Der Finanzreferenz selbst hat sich genötigt gesehen ,Steuer¬

ermässigungen anzukündigen .Aber es soll nicht allein ein Spiel mit der

Idee ,sondern ein ernstes Eingehen auf Steuerermässigungen sein .( Beifall )

DemAntrag wird die Dringlichkeit zuerkannt .GemeinderatKunschak
erklärt ,dass die Minderheit hoffe ,es werde diesem Antrag nicht das
Schicksal zuteil ,das früheren Anträge erfuhren . Essoll durch die
Steuerermässigungen der Wirtschaft geholfen werden .Die Gemeindehat
heuer eine Erhöhung der Wassergebühren vorgenommen :sie verursacht bei¬
spielsweise dem Hotel Bristol einen jährlichen Mehraufwand von11 . 800

und demGrandhetelvon 10 . 647Schilling .Vom . Novemberan sollendie
Stückmeister eine erhöhte Fürsorgeabgabe zahlen .Wenn auch die gewerb - ¬

lichen Interessenvertretungen demzugestimmt haben ,so müsste die Ge¬
meinde sich diesen Schritt wohl überlegen ,weil dieses Gewerbeheute

buchstäblich bankrott ist .Die übermässigeEinfuhr fertiger Kleideraus
der Tschechoslomakeihat hier eine starke Konkurrenzgeschaffen .Die
Wasserkraftabgabe hat gar keinen Zweckmehr .Die Werkesind längst fer¬

tig .NachderfeierlichenVersicherungderMehrheitsollenneueWerke
nichtmehrgebautwerdenundtrotzdemmussjederarmeTeufel ,dersich
seinenKaffeeauf demGasrechaudwärmt ,diese Abgabezahlen .Gegendie
Inseratensteuerhat sich schonimJahre1922bei der Enquetedersozial¬
demokratische Gehilfenvertreter der Buchdruckerausgesprochen .Sieben

Jahre hat es gebraucht ,bis seine Argumentationendlich ihreRechtfer¬

tigungerhaltenhat .Sie sollten sich wirklichentschliessendieganze
Abgabenwirtschaftgründlich zu überprüfen ,eine befreiende Tat zuvoll¬
bringenundnichtwiederetwaszumachen,wasblossalsSpiegelfechterei
bezeichnetwerdenmuss( Beifallbei derMinderheit)

Stadtrat Breitnerentgegnet ,es habesich so eingebürgert ,dass
manbei der Gemeindestets vonInflationssteuernspreche . Manvergisst
aber dabei ganz ,dass die neueVerwaltungauchauf demGebietderSteuer¬
politik ganzneueWegegegangenist .Sie hat auf dievierzigprozentige
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Siehat die Verzehrungssteueraufgehoben,nimmtvondenstädtischenMonopol¬
betriebenundder WasserleitungkeinerleiGewinn .DieGemeindemussdaherdurch
andere Steuereinnahmen ihren Haushalt in Ordnunghalten .Anders steht die Fra¬

ge der Aenderungder Abgabensätze .In dieser Beziehunghabenwir niemalseinen
starren Standpunkteingenommen .Im Gegeteil wir haben planmässig unmittelbar
nachder Stabilisierung mit den Ermässigungeneingesetzt .Schonam20 .Jänner
1923 wurde die Untermietabgabe gänzlich aufgehoben .Am20 .April 1923wurde

eine Ermässigung der Fremdenzimmerabgabe für die Sommermonatebeschlossen .
Am23 .April 1923wurdedie Lustbarkeitsabgabefür die Sommermonatevon10
auf 5 Prozent für ernste Stücke und von 30 auf 20 Prozent für Operetten er¬
mässigt . Am7 .Mai 1926 wurden weitere Ermässigungen der Lustbarkeitsabgabe

gewährt . Am21 .Dezember1925 ist die Zusatzabgabefür die Hotels von 22auf
1oProzentherabgesetztworden. Am1 .April1927wurdefür die Hotelspro1927
bis 1929eine sehr weitgehendeBegünstigungbeschlossen .Am22 .Juni 1928wurde
eine tiefgreifende Novellierung der Wertzuwachsabgabe ,im November1924eine
Ermässigungder FürsorgeabgabeundimDezember1926eine weitereErmässigung
vorgenommen .Mit Gesetz vom 21 .Dezember 1925 wurdeg die vollständige Abgaben¬

freiheit der Lastkraftwagen ausgesprochen und am 5 .März 1926 die früher

vierteljährliche Zahlungspflicht der Automobilabgabe auf eine monatliche

herabgesetzt undam29 .Juli 1927eineweitere Prleichterung hinsichtlich der
Automobilsteuerbeschlossen .Am10 .Oktober192½wurdedie Befreiungdergemein¬

nützigen Anstalten von der Wohnbausteuer ausgesprochen und in einer Reihe von
e Steuerbefreiung Ven

Gesetzen,/Neu Zu - /undAufbauten die Feilbietungsabgabe wurde am 23 .Dezember
1926 von 7 auf 5 Prozent ermässigt und am7 .Juli 1925 wurde bei derNahrungs- ¬
und Genussmittelabgabe die Einschränkung der Einreihungsmöglichkeit auf bloss
ein Drittel verzügt .Der Verzögerungszuschlag wurde am 18 . März1927 von 25

auf 1o Prozent herabgesetzt . Beieiner solchen Reihe von Ermässigungendievom
Jänner 1923 unausgese zt und systematisch durchgeführt wurden ,kann mangewiss

nicht davon sprechen ,dass wir uns an Abgabensätze ,die zu besonderenschwie¬
eigen Zeiten in besonders schwieriger Höhe bestimmt werden mussten ,klammern .

Junist beabsichtigt ,eine ganzeReihetiefgreifender Ermässigungeneingrei¬
fen zu lassen die insgesmmt einen Betrag von mehr als 11 Millionen Schilling
tusmachen sollen .Die Lustbarkeitsabgabe für Poesie - undOpernbühnen soll von

auf Prozent ermässigt werden . Wirwerden damit eine Theatersteuer haben ,
ie sie in gleich geringem Ausmass nirgens besteht . Beiden Kinos geht die

löglichkeit der Ermässigung bis zu 5 Protent .Bei Sportveranstaltungen sollen
ler niedrigen Gebühr von 1o Prozent nicht nur wie bisher Sportveranstaltungen

interliegen .Die bis 100 Schilling Einnahmehaben ,die Grenze soll auf2000
chilling erhöht werden .Hinsichtlich der Nahrungs -undGenussmittelabgabesoll
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jeder eingereihte Betrieb das Recht haben ,in den Jahren 1930 und 193120
Prozentder rAbgabeunter der Bedinungzurückzubehalten ,dass erInvesti¬
tionen vornimmt ,Bei der Inseratenabgabe soll eine Herabsetzung um ein volles

Drittel eintreten .Ebensobei der Plakatengbgabe .Bei deAutomobilabgabe
soll die bisherige Begünsitung erweitert werd n ,wodruch ein Abbau der Steu¬

er von 150 auf 60 Schilling für die Pferdekraft erzielt wird .DieFürsorge¬

abgabe für die Kreditinstitute soll von 8 einhalbauf 6 Prozent herunterge¬

setzt . DieHotels werden ein Viertel der Fremdenzimmerabgabe zurückbehalten

könne ,das zweite Drittel soll ausschliesslich der Fremdenverkehrspro¬
paganda dinene ,wodunch wir in die Lage kommen werden ,die Ausgaben für den

Fremdenverkehrzu verdreifachen .Gewissist jede Steuer für dieUnternehmer
wie für die Arbeiter unerwünschtaber andererseits müssenwir doch dieun¬
geheurenAnforderungen ,die an die Stadt gestellt werdenerfüllen unddie
furchtbaren Schäden des Krigges in verhältnissmässig kurzer Zeit gutmache
und das Aussehender Stadt so zu gestalten ,dass sie wieder als moderne ,west¬
europäische Stadt gelten kann und wieder Anziehungskraft ausübt ( Lebhafter
Beißall bei der Mehrheit ) .Die " asserkraftabgabe soll dazu dienen ,jene Schul¬

den ,diesonst verzinst werden müssten ,ausser Verzinsung zu stellen undeine

Erhöhung ded Strompreises ; zu verhüten .Auch wir wünschen ,dass die Pau¬

schalierung bei der Nahrungs -und Genussmittelabgabe in einem schnellsren

Tempovor sich geht und wir hoffen ,dass binnen wenigenMonaten80 bis92
Prozent der Betriebe pauschaliert sein werden .Was die Wass rgebühren be¬

trifft ,so müssen wir zumindest die Selbstkostendeckung beschreiten .Diefrü
hereVerwaltunghat in denJahren1915und1925in Schillingengerechnet
Einnahmen von über 20 Millionen Schilling gehabt .Wir mussten die Nutzwasserge¬

bühren erhöhen ,aber wir sind auch heute noch nicht einmal bei der Hälfte

desFriedenspreisesangelengt.Esist fürjedeMehrhit sehrangenehm,Steuer¬
ermässigungeneintreten zu lassen .Aberes ist das sehr schwer ,wenndasetwa
zur Folge haben müsste ,dass der Kampfgegen die Arbeitslosigkeit unddie
Wohnungslosigkeit verringert werden ,oder die Fürsorgetätigkeit eengeschränkt
werdenmüsste .Die Minderheit ist da uns gegenüberim Vorteil ,da sie Stauer¬
ermässigungen und gleichzeitig erhöhte Leistungen der Gemeindeverlangenkann .

Wir sind diesmal mit unseren Anträgenauf SteuerermässigungenderMinderheit
zuvorgekommen ,wir werdenuns beeilen ,die betreffenden Vorlagenmit
grösster BeschleunigungdemLandtagezu unterbreiten ,dies wirdunbedingt
schon im Oktober der Fall sein .Dannwird Gelegenheit sein ,über dieSteuer¬
politik der Gemeindeeingehendzu sprechenundes hat dahergar keinenZweck
wennwir schon heute den Antrag Kunsch annehmen( Lebhafter Beifall bei der

Mehrheit . )
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GR .Kunschakverwahrtsich dagegen ,dassder Minderheitzugemutet
werde ,dass sie eine Lizitationspolitik treibe . DieMinderheit hatwieder¬
holt den Beweis erbracht ,dass sie sehr ernsten Anteil an den Finanzen der

Gemeinde nimmt unc auch bereit ist ,wenn dies die Einanzen der Gemeinde er¬

fordern ,sich Beschränkungen in ihren Wünschen auf zuerlegen .St .R ,Breitner ist

uns mit seinen Anträgen auf Steuerermässigung nicht zuvorgekommen ,unsere

Anträge liegen bereits seit demJahre 1926 vor und obwohl sie miteinstimmi¬
gen Beschluss der geschäftsordnungsmässigen Behandlung zugeführt wurden ,

ist darüber bis heute nihht berichtet worden .Zu den sachlichen Bemerkungen

des Statrates Breitner bemerkt GR. Kunschak ,es sei gewiss richtig ,dasseine
Reihe von Steuern ,die früher wirksamwarenjetzt unwirksamgewordensind ,
dafürhat es die Gemeindeaberinsufernejetzt sehrbequem ,dasssieeinfach
Anteile an den Bundessteuernbeziéht ,wobei ihr noch die Einhebungvergütet
wird .Reingewinne von städtischen Unternehmungen werden mit Ausnahmedes

BrauhausesderStadtWienandieGemeindenichtabgeführt ,aberdieausdem
Tbtel der Fürsorgeabgabe an die Hoheitsverwaltung abgeführten Beträge kön¬

nen sich schon sehen lassen .Die frühere Gemeindeverwaltung hat gewiss einen

Betragaus der Wasserabgabegehabt ,dafür bleibt aber der jetzigenVerwaltung
die Verzinsungund Amortisation für die erste und zweite Wasserleiunger¬
spart . AmmeistenzyfordertesaberunsereKritikheraus ,dassdie Steuernauf
Bruttoeinnahmengelegt werden .EinZustand ,der dadurchnochverschärftwird ,
dass bei der Vorschreibung und Einreihung der Steuern freies Ermessen gilt .

MitRücksichtauf die Abkündigungdes St . . Breitner ,dass imOktoberdem
LandtageGesetzentwürfeauf Steuerermässigungenvorgelegt werdensollen ,
stellen wir weitere Bemerkungeneinstweilen zurück ,Bei Philippi sehenwir
uns wieder .( Lebhafter Beifall bei der . . )

St . . Breitnerbemerktauf die Ausführungendes GR. Kunschak,die
Einnahmenaus den Monopolenundaus der "asserleitung warenin derfrüheren
Zeit so hoch ,dass wir ,wenn wir diese Einnahmen hätten ,auf sämtliche Steuern

von denen die Minderheit in ihren Anträgen spricht verzichten können .Ge¬
wiss sind wir an den Abgabendes Bundes beteiligt ,aber früher hat die Ge¬

hinsichtlich
meinde das Zuschlagsrecht zu den Bundessteuern gehabt ,und : desfreien

Ermessen,dasgewisseinSchönheitsfehlerist,ist insoferneineKorrektur
geschaffenworden,alsdieGenossenschaftenzurMitwirkungimSzeuerwesen
herangezogenwurden .Auchder Bundkennt in Formder Warenumsatzsteuereine
Steuerauf Bruttoeinnahmen.ZumSchlusseverweistStadtrat Bæeitnerdarauf ,
dass alle Länder in der Nachkriegszeit sehr harte Steuern einführen muss¬
ten ,wozubei uns noch kommt ,dass unsere Wirtschaft so auserorcentlich
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schwach ist .

Bei der Abstmmungwird der Antragder GR .KunschckundZimmerl
abgelehnt .

NunmehrwirdderDringlichkeitsantagdesGR. Daffingerverhandelt .
DerAntragstellerbegründetdieDringlichkeit ,indemer daraufverweit ,dass
über die Art der Betriebsführung bei den städtischen Strassenbahnern in

den letzten Jahren schonwiederholt grosse Klagenvonden Fahrgästenge¬
führt wurden .Die Reinlichkeit der Strassenbahnwagen lasse sehr viel zu

wünschenübrig .DieUnfälled in der letzteh Zeit schonso häufiggewe¬
sen ,dass beim Publikum eine ernste Beunruhigung entstanden ist .( Beifall ) .

DemAntrag wird die Dringlichkeit zuerkannt .
Der Antragsteller begründet den Antrag .In der letzten Zeit sindbei

der Strassenbahn folgende Unfälle zu verzeichnen .Ein Unfall an derKreuzung
Spitalgasse -Alserstrasse ,zwei Unfälle am Rennweg ,die Linie ho hat ebenfalls

zwei Unfälle zu verzeichnen ,die 36er Linie einen Unfall ,der ein Todesapfer

gefordert hat ,und schliesslich war ein Unfall auf der Alserstrasse undin

der Alserbachstrasse .FrüherwurdeüberStrassenbahnunfällegenauberichtet ,
der Bericht aber ,der jetzt gegeben wird ,genügt nicht . loProzent aller Un¬

fälle sind auf das Versagen der Bremse zurückzuführen .Bei der Endstation
des hoer Wagen beim Türkenschanzpark waren zwei Unfälle gleicher Art .Jetzt

erst wird der dort stehendeZugmit einemMotorzugblockiert .Ein Fehlerist
auch die Abkürzung der Fahrzeiten ,da speziell die Bremsvorrichtungen denAn¬

forderungennicht genügen . Wieich schonwiederholterklärt habe,genügtdie
elektrische Bremde nicht mehr . Esist schon bald so ,dass das Publikum ,das die

Strassenbahn benützen will,sich in eine Lebensversicherungeinschreiben
lassen muss . DerUnmut der Bevölkerung über die Betriebsführung bei denstädti¬

schen Strassenbahnen ist vallkommen gerechtfertigt .( Beifall bei der Minder¬

heit ) .
Vizebgm .Emmerling erwidert ,dass es selbstverständlich sei ,dass die

Verwaltung jeden Unfal bedauert und die Strassenbahndirektion jedenUnfall
zum Anlass nimmt,um alle Massnahmen zu treffen ,die Unfällen vorbeugen .Die
elektrische Brems ist eine Kurzschlussbremse und für den Stadtverkehr die
einzige Bremse ,die möglich ist,Diese Bremsart wird überall verwendet . Die
Presse muss ich bitten ,nicht gleich die ersten Meldungen über einen Strassen¬
beh nunfall als die entscheidenden anzusehen ,sondern abzuwarten ,was die Un¬
tersuchung ergibt ,Um ein Beispiel zu erwähnen ,stelle ich fest ,dass die Ange .
legenheit der Heldentat eines Wachmannesauf der OpernkreuzungaufUnrichtig¬
keit beruht .Ander ganzenGeschichteist nichts war .ImUebrigenwirdinder
nächsten Woche dem Gemeinderat ein genauer Bericht erstattet werden .( Bei¬
fall bei der Mehrheit, )

Der Antrag Daffinger wird angenommen ,die Sitzung um23130geschlossen
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